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Erfahrungen aus der Praxis

Bedenken gegen die Beibehaltung 
der gerichtlichen Rechtsauskunft
Im Zusammenhang mit den in der Justiz notwendigen demo­
kratischen Reformen haben W. Peller/G. Hünefeld (NJ 1990, 
Heft 1, S. 11) die Frage, ob die bisher nach § 28 GVG vorgese­
hene gerichtliche Rechtsauskunft weiterhin praktiziert wer­
den sollte, bejaht. Über das Für und Wider der Rechtsaus­
künfte wird gegenwärtig an den Gerichten ausgiebig disku­
tiert.

Die Rechtsauskunftstätigkeit der Gerichte entstand in der 
DDR in dem Bestreben, den Bürgern eine einfache und ko­
stenlose Möglichkeit zu bieten, sich das Recht und seine 
Durchsetzung erläutern zu lassen. Sie sollte zugleich helfen, 
die Volksfremdheit des Rechts und der Justiz zu überwinden 
und das Vertrauensverhältnis der Bürger zur Justiz zu stär­
ken.1 Dabei wurde auch berücksichtigt, daß die Rechtsanwalt­
schaft in unserem Lande, deren ureigenste Aufgabe es ist, 
die Bürger in Rechtsangelegenheiten zu beraten und zu ver­
treten, zahlenmäßig nur schwach entwickelt war (und noch 
ist) und deswegen das Bedürfnis nach Rechtsauskunft allein 
nicht erfüllen konnte. So waren die Richter in den vergange­
nen Jahren mit einer umfangreichen Rechtsauskunftstätig­
keit belastet, die sie mit großem Einsatz erfüllten und die in 
der Bevölkerung breite Resonanz fand. Die Bürger wurden 
kostenlos von kompetenten Fachleuten beraten. Damit kamen 
die Gerichte einem echten Bedürfnis nach. Aus dieser Sicht 
würde es sich anbieten, diese Praxis beizubehalten.

Doch tritt in den Mittelpunkt der Erörterung dieser Frage 
nun eine Problematik, die in den bisher zum Thema publi­
zierten Beiträgen- nicht oder nur als Randproblem behandelt 
wurde: Die gerichtliche Rechtsauskunftstätigkeit berührt die 
richterliche Unabhängigkeit und speziell die Sicherung der 
Unvoreingenommenheit der Richter, also Problemkreise, die 
in den Jahren der stalinistischen Verformung der Machtstruk­
turen mit großem Schaden für das Ansehen der Justiz ver­
nachlässigt wurden. Peiler und Hünefeld (a. a. O.-) meinen, 
daß in diesem Zusammenhang keine negativen Auswirkungen 
festzustellen sind. Der hier wirkende Mechanismus bedarf 
jedoch näherer Untersuchung.

Die Rechtsauskünfte durch das Gericht sind keine bloße 
Erläuterung des Rechts. Die Bürger kommen zumeist mit 
einem ganz konkreten Sachproblem und erwarten Auskunft 
über ihre Rechtsposition sowie Beratung zu deren Durchset­
zung. Der Richter hat nicht die Möglichkeit, sich auf eine all­
gemeine Ebene der Rechtserläuterung zurückzuzieheh. Auch 
wenn er die Grundsätze der gerichtlichen Rechtsauskunft be­
folgt und Auskünfte in zur Verhandlung und Entscheidung 
anstehenden Sachen nicht gibt und in anderen Fällen darauf 
hinweist, „daß die erteilte Auskunft auf dem einseitigen 
Sachvortrag des Bürgers basiert und in einem eventuell spä­
ter beim Kreisgericht anhängig werdenden Verfahren bei 
umfassender Sachaufklärung sich die Sach- und Rechtslage 
anders darstellen kann“3, kommt der Richter nicht selten in 
eine verfängliche Lage, wenn er dann doch im Falle nachfol­
gender Klageerhebung die Sache, in der er Berater war, ver­
handeln muß/1 Besonders dann, wenn sich neue Gesichts­
punkte darstellen, die er möglicherweise bei der Auskunft 
nicht erfragt bzw. nicht erkannt hatte, kann sich eine gewisse 
Befangenheit einstellen, die ihn — möglicherweise auch un­
bewußt — beeinflußt. Ist seine Beratungstätigkeit für einen 
der Streitpartner auch dem anderen bekannt geworden, läßt 
sich der Eindruck kaum vermeiden, daß das Gericht vorein­
genommen ist.

Eine konsequente Sicherung der Unvoreingenommenheit 
des Richters kann es nicht nur auf die tatsächliche Befangen­
heit abstellen, sondern muß bei konkreten Sachverhalten auch 
jeden begründeten Eindruck von Befangenheit in der Öffent­
lichkeit berücksichtigen. Die Beratung einer Prozeßpartei 
durch den Richter ist ein Grund der Besorgnis der Befangen­
heit. Während in größeren Gerichten diese Situation dadurch 
vermieden werden kann, daß von vornherein ein anderer 
Richter die Sache übernimmt, läßt sich das an kleinen Gerich­
ten nur schwer lösen.

Diese Tatsachen machen die Institution der gerichtlichen 
Rechtsauskunft problematisch und sprechen dafür, sie in 
einem neuen Gerichtsverfassungsgesetz nicht mehr zu ver­
ankern.5

Aus der Diskussion über die gerichtliche Rechtsauskunft

sollte die Beratung der Bürger bei der Einreichung von Kla­
gen und.Anträgen ausgeklammert werden, da diese von den 
Seki-etären vorgenommen wird, die selbst in der Sache keine 
richterliche Entscheidung treffen.

Diskutiert werden sollte jedoch auch die Frage, auf welche 
andere Weise die Bürger künftig Rechtsauskünfte erhalten 
könnten. Dabei wäre davon auszugehen, daß sich die Zahl 
der Rechtsanwälte in nächster Zeit erhöht und sie damit auch 
in wachsendem Maße für diese, ihnen obliegende Aufgabe 
zur Verfügung stehen werden. Sollte abzusehen sein, daß die 
Zahl der zugelassenen Rechtsanwälte nicht so schnell an­
wächst, kommt eventuell eine Übergangsregelung in Frage, 
nach der die Gerichte noch für eine bestimmte Zeit ihre 
Rechtsauskunftstätigkeit fortsetzen. In Anbetracht der Weiter­
entwicklung des Rechtsanwaltsrechts wäre zu diskutieren, wie 
eine kostenlose Rechtsauskunft gesichert werden könnte.11

Im übrigen sollten bei den örtlichen Räten Beratungsstel­
len geschaffen werden, in denen sich Bürger durch Fach­
juristen kostenlos beraten lassen können.

Letztlich ist, wie viele Richter zum Ausdruck bringen, 
auch festzustellen, daß die Gerichte mit der wachsenden An­
zahl von Verfahren und zugleich mit der zunehmenden 
Rechtsauskunftserteilung immer mehr in ein Spannungsver­
hältnis geraten, in dem sie sich überfordert fühlen, so daß 
auch von dieser Seite eine Entlastung geboten ist. Hier geht 
es nicht allein um die Arbeitsbelastung der Richter, sondern 
auch um die Qualität einer verantwortlichen Rechtsauskunft, 
die so nicht mehr gewährleistet ist.
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3 Vgl. G. Jackwerth/H. Schröder, a. a. O., S. 246.
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5 Rechtsvergleichend ist festzustellen, daß im GVG der BRD eine 

gerichtliche Rechtsauskunft nicht geregelt ist.
6 § 3 Abs. 1 Bucnst. f Gesetz über die Kollegien der Rechtsanwälte 

der DDR vom 17. Dezember 1980 (GBl. I 1981 Nr. 1 S. 1) sieht die 
Erteilung kostenloser mündlicher Rechtsauskünfte vor, während 
die VO über die Tätigkeit und die Zulassung von Rechtsanwälten 
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Entweder Verwarnung mit 
Ordnungsgeld oder Ordnungsstrafe
Die unterschiedliche Stellung beider Ordnungsstrafmaßnah­
men wird bereits im Katalog der Ordnungsstrafmaßnahmen 
in § 5 OWG deutlich. Hier beziehen sich die Absätze 1 bis 3 
auf den Verweis und die Ordnungsstrafe, während Abs. 4 die- 

v ser Bestimmung ausschließlich die Verwarnung mit Ord­
nungsgeld betrifft. In den Rechtsvorschriften (Ordnungsstraf­
bestimmungen) kann danach für geringfügige Ordnungs­
widrigkeiten eine Verwarnung mit Ordnungsgeld von 1 bis 
20 M vorgesehen werden.

Ordnungsstrafe und Ordnungsgeld sind also unterschied­
liche Ordnungsstrafmaßnahmen, die in den entsprechenden 
Ordnungsstrafbestimmungen jeweils gesondert geregelt sind. 
Auch die verfahrensrechtlichen Bestimmungen des Ord­
nungswidrigkeitsrechts für diese beiden Ordnungsstrafmaß­
nahmen sind unterschiedlich. Eine Ordnungsstrafe kann nur 
im Ergebnis eines Ordnungsstrafverfahrens von einem Ord­
nungsstrafbefugten in einer Ordnungsstrafverfügung ausge­
sprochen werden (§ 21 ff. OWG). Diese Ordnungsstrafverfü­
gung ist nach § 26 Abs. 1 und 2 OWG an bestimmte Kriterien 
gebunden1 und dem betroffenen Bürger gegen Empfangs­
bestätigung auszuhändigen oder durch die Deutsche Post ge­
mäß § 39 ZPO innerhalb von einer Woche zuzustellen.

1 Vgl. OWG/OWVO-Kommentar, Berlin 1989, Anlage 4, S. 178 f.


